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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 
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der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 
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Der Ausschuß für Mittelstandsfragen 

Wieninger Regling 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, DP eingebracht en 
Entwurfs eines Gesetzes gegen den Betriebs- und 
B elegs chaftshandel 

— Drucksache 747 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Mittelstandsfragen 

(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes gegen den Betriebs- und 
Belegsdiaftshandel 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Betriebs- und Belegschaftshandel ist untersagt. 

(2) Als Betriebs- und Belegschaftshandel im Sinne 
dieses Gesetzes ist anzusehen 

1. die entgeltliche Lieferung von Waren 

a) an Unternehmer der gewerblichen Wirt- 
schaft, Behörden, Gerichte, Körperschaf- 
ten, Anstalten oder Stiftungen des öf- 
fentlichen Rechts, welche die Waren zu 
dem ausschließlichen oder überwiegen- 
den Zwecke des Weiterverkaufs an die 
bei ihnen beschäftigten Personen erwer- 
ben, 

b) an Personen, welche bei einem unter 
Buchstabe a bezeichneten Rechtsträger, 
einer Behörde oder einem Gericht be- 
schäftigt sind und die Waren zu dem 
ausschließlichen oder überwiegenden 
Zwecke des Weiterverkaufs an andere 
bei demselben Arbeitgeber oder Dienst- 
herrn beschäftigte Personen erwerben, 

c) an natürliche oder juristische Personen, 
welche die Waren auf Weisung oder für 
Rechnung eines unter Buchstabe a be- 
zeichneten Rechtsträgers oder für Rech- 
nung einer Behörde oder eines Gerichts 
zu dem ausschließlichen oder überwie- 
genden Zwecke des Weiterverkaufs an 
deren Beschäftigte erwerben; 

2. die Annahme oder das Aufsuchen der Be- 
stellung einer unter Nummer 1 fallenden 
Lieferung. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes gegen den Betriebs- und 
Belegsdiaftshandel 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen; 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf 
§ 2 

Von dem Verbot des § 1 Abs. 1 sind ausgenom- 
men Lieferungen sowie die Annahme und das 
Aufsuchen von Bestellungen auf Lieferung 

1. von Speisen, Getränken und den zu ihrer Zu- 
bereitung dienenden Stoffen für Kantinenbe- 
triebe, 

2. von Waren, die in kleinen Mengen zum als- 
baldigen Verzehr oder Verbrauch im Rahmen 
eines Kantinenbetriebes oder durch selbsttä- 
tige Verkaufseinrichtungen (Warenautomaten) 
verkauft werden sollen, 

3. von Milch und anderen nichtgeistigen Geträn- 
ken, von Backwaren und Obst, die außerhalb 
eines Kantinenbetriebes in kleinen Mengen 
zum alsbaldigen Verzehr oder Verbrauch ver- 
kauft werden sollen, 

4. von Brennstoffen und Einkellerungskartoffeln 
für den eigenen Haushalt der Beschäftigten, an 
welche die Waren weiterverkauft werden sol- 
len, 

5. von Büchern der Fachliteratur, Fachzeitschrif- 
ten, Nachschlagewerken, Werkzeugen, Arbeits- 
schutzgerät und Berufskleidung für den eige- 
nen Bedarf der Beschäftigten, an welche die 
Waren weiterverkauft werden sollen. 


§ 3 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen § 1 Abs. 1 
verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zur Höhe von zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. Ist die Zuwiderhandlung von 
einem Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person began- 
gen worden, so kann die Geldbuße auch gegen dfe 
juristische Person festgesetzt werden. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 
§ 2 

(1) Von dem Verbot des § 1 Abs. 1 sind ausge- 
nommen Lieferungen sowie die Annahme und das 
Aufsuchen von Bestellungen auf Lieferung 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. von Milch und anderen nichtgeistigen Ge- 
tränken, Bier und Tabakwaren, von Back- 
waren und Obst, die außerhalb eines Kan- 
tinenbetriebes in kleinen Mengen zum 
alsbaldigen Verzehr oder Verbrauch ver- 
kauft werden sollen, 

4. von Einkellerungskartoffeln für den eige- 
nen Haushalt der Beschäftigten, an welche 
die Waren weiterverkauft werden sollen, 

5. von Büchern, insbesondere solchen der 
Fachliteratur, Fachzeitschriften, Nach- 
schlagewerken, Werkzeugen, Arbeitsschutz- 
gerät und Berufskleidung für den eigenen 
Bedarf der Beschäftigten, an welche die 
Waren weiterverkauft werden sollen, 

6. von Blindenwaren und Zusatzwaren im 
Sinne der §§ 2 und 6 des Gesetzes über 
den Vertrieb von Blindenwaren vom 9. 
September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1322) 
in Verbindung mit den dazu erlassenen 
Durchführungsbestimmungen. 

(2) Von dem Verbot des § 1 Abs. 1 sind ferner 
ausgenommen Lieferungen, sowie die Annahme und 
das Aufsuchen von Bestellungen auf Lieferung von 
Waren, die für die Bundeswehr oder für die Polizei- 
verbände des Bundes und der Länder zu Versor- 
gungs-, Fürsorge- oder Betreuungszwecken benötigt 
werden und für den persönlichen Verbrauch oder 
Gebrauch der Angehörigen der Bundeswehr oder 
der genannten Polizeiverbände bestimmt sind. 

§ 3 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 1 
Abs. 1 die Bestellung auf Waren aufsucht, annimmt 
oder solche Waren entgeltlich liefert. 

(2) Die Bußgeldvorschrift des Absatzes 1 gilt auch 
für denjenigen, der als Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs einer juristischen Per- 
son oder sonst als Vertreter eines anderen handelt. 


(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 
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Entwurf 


§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

§3a 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
Ordnungswidrigkeit nach § 3, so kann auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandels- 
gesellsdiaft eine Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

unverändert 
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